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Rundschreiben Nr. 26/2023 

An alle 
Kreditinstitute 

1. Finanzsanktionen gegen die Demokratische Volksrepublik Korea
2. Finanzsanktionen angesichts der Lage in der Demokratischen Republik Kongo
3. Finanzsanktionen gegen Iran
4. Finanzsanktionen gegen ISIL (Da´esh) und Al-Qaida und die mit ihnen verbundenen

natürlichen und juristischen Personen, Organisationen und Einrichtungen
5. Finanzsanktionen gegen bestimmte Personen und Organisationen, die mit den ISIL

(Da´esh)- und Al-Qaida-Organisationen in Verbindung stehen
6. Finanzsanktionen angesichts der Lage in Libyen
7. Finanzsanktionen angesichts der Lage in Mali
8. Finanzsanktionen angesichts der Lage in Südsudan
9. Finanzsanktionen angesichts der Lage in Sudan
Für Nummer 1. bis Nummer 9.: Verordnung (EU) 2023/720 des Rates vom 31. März 2023
10. Finanzsanktionen angesichts der Lage in Iran

Durchführungsverordnung (EU) 2023/721 des Rates vom 31. März 2023
11. Finanzsanktionen angesichts der Handlungen Russlands, die die Lage in der Ukraine

destabilisieren
Durchführungsverordnung (EU) 2023/722 des Rates vom 31. März 2023

12. Finanzsanktionen gegen Irak
Durchführungsverordnung (EU) 2023/723 der Kommission vom 30. März 2023

Hinweis: Vorherige Verlautbarung der 
Bundesbank zu Finanzsanktionen: 
Rundschreiben Nr. 24/2023 
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Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
wir möchten Sie über die folgenden wesentlichen Änderungen im Bereich der Finanzsanktio-
nen unterrichten: 
 
1. – 9. Mit Verordnung (EU) 2023/7201 (Anlage 1) hat der Rat der Europäischen Union bei eini-
gen Sanktionsregimes für humanitäre Zwecke bestimmte Ausnahmen zu sanktionsrechtlichen 
Beschränkungen in Kraft gesetzt. Die hiermit erlassenen Ausnahmeregelungen betreffen die 
Sanktionsregimes Demokratische Volksrepublik Korea (Verordnung (EU) 2017/15092), Demo-
kratische Republik Kongo (Verordnung (EG) Nr. 1183/20053), Iran (Verordnung (EU) Nr. 
267/20124), ISIL (Da´esh)/Al-Qaida (Verordnungen (EU) 2016/16865 und (EG) Nr. 881/20026), 
Libyen (Verordnung (EU) 2016/447), Mali (Verordnung (EU) 2017/17708), Südsudan (Verord-
nung (EU) 2015/7359) und Sudan (Verordnung (EU) Nr. 747/201410). 
 
10. Ferner hat der Rat der Europäischen Union mit Durchführungsverordnung (EU) 2023/72111 
(Anlage 2) die Einträge zu 18 Personen und drei Organisationen in der Liste in Anhang I der 
Verordnung (EU) Nr. 359/201112 (Sanktionsregime Iran) aktualisiert (u.a. neue Alias-Namen) 
und eine natürliche Person gestrichen. 
________________ 
1
 Verordnung (EU) 2023/720 des Rates vom 31. März 2023 zur Änderung bestimmter Verordnungen des Rates über restriktive 

Maßnahmen zur Aufnahme von Bestimmungen über eine Ausnahme für humanitäre Zwecke 
2
  Verordnung (EU) 2017/1509 des Rates vom 30. August 2017 über restriktive Maßnahmen gegen die Demokratische Volksre-

publik Korea und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 329/2007 
3
  Verordnung (EG) Nr. 1183/2005 des Rates vom 18. Juli 2005 über restriktive Maßnahmen angesichts der Lage in der Demo-

kratischen Republik Kongo 
4
 Verordnung (EU) Nr. 267/2012 des Rates vom 23. März 2012 über restriktive Maßnahmen gegen Iran und zur Aufhebung der 

Verordnung (EU) Nr. 961/2010 
5
 Verordnung (EU) 2016/1686 des Rates vom 20. September 2016 zur Verhängung zusätzlicher restriktiver Maßnahmen gegen 

ISIL (Da'esh)- und Al-Qaida und der mit ihnen verbundenen natürlichen oder juristischen Personen, Organisationen und Ein-
richtungen 

6
 Verordnung (EG) Nr. 881/2002 des Rates vom 27. Mai 2002 über die Anwendung bestimmter spezifischer restriktiver Maßnah-

men gegen bestimmte Personen und Organisationen, die mit den ISIL (Da´esh)- und Al-Qaida-Organisationen in Verbindung 
stehen 

7
 Verordnung (EU) 2016/44 des Rates vom 18. Januar 2016 über restriktive Maßnahmen angesichts der Lage in Libyen und zur 

Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 204/2011 
8
 Verordnung (EU) 2017/1770 des Rates vom 28. September 2017 über restriktive Maßnahmen angesichts der Lage in Mali  

9
 Verordnung (EU) 2015/735 des Rates vom 7. Mai 2015 über restriktive Maßnahmen angesichts der Lage in Südsudan und zur 

Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 748/2014 
10

  Verordnung (EU) Nr. 747/2014 des Rates vom 10. Juli 2014 über restriktive Maßnahmen angesichts der Lage in Sudan und 
zur Aufhebung der Verordnungen (EG) Nr. 131/2004 und (EG) Nr. 1184/2005 

11
 Durchführungsverordnung (EU) 2023/721 des Rates vom 31. März 2023 zur Durchführung der Verordnung (EU) Nr. 359/2011 

über restriktive Maßnahmen gegen bestimmte Personen, Organisationen und Einrichtungen angesichts der Lage in Iran 
12

 Verordnung (EU) Nr. 359/2011 des Rates vom 12. April 2011 über restriktive Maßnahmen gegen bestimmte Personen, Organi-
sationen und Einrichtungen angesichts der Lage in Iran 
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11. Des Weiteren hat der Rat der Europäischen Union mit Durchführungsverordnung (EU) 
2023/72213 (Anlage 3) beschlossen, dass die in Artikel 2f der Verordnung (EU) Nr. 833/201414 

(Sanktionsregime Russland/Ukraine) genannten Maßnahmen ab dem 10. April 2023 auf die in 
Anhang V der Verordnung (EU) 2023/42715 aufgeführten Organisationen anzuwenden sind. 
 
12. Mit Durchführungsverordnung (EU) 2023/72316 (Anlage 4) hat die Kommission der Europäi-
schen Union eine natürliche Person aus der Liste der Personen und Organisationen in Anhang 
IV der Verordnung (EG) Nr. 1210/200317 (Sanktionsregime Irak) gestrichen. 
 
 
Wir bitten Sie, uns auf der Grundlage von Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 359/2011 
 

spätestens bis zum 12. April 2023 
 

per E-Mail oder in Ausnahmefällen per Telefax mitzuteilen, ob und welche Gelder bei Ihnen von 
der Durchführungsverordnung (EU) 2023/721 betroffen sind. 
 
Fehlanzeigen, die auf jeden Fall erforderlich sind, oder Positivmeldungen bitten wir aus-
schließlich unter Beachtung der beigefügten Hinweise (Anlage 5) zu übermitteln. Mit der-
art aufbereiteten Meldungen unterstützen Sie uns bei der Bearbeitung Ihrer Antworten und ver-
meiden Rückfragen.  
 
Wir weisen darauf hin, dass Sie auch verpflichtet sind, sich nach dieser Abfrage erge-
bende Änderungen bezüglich der Vermögenswerte, die von Finanzsanktionen betroffen 
sind, unaufgefordert zu melden. 
  

________________ 
13

  Durchführungsverordnung (EU) 2023/722 des Rates vom 31. März 2023 zur Durchführung der Verordnung (EU) 2023/427 zur 
Änderung der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 über restriktive Maßnahmen angesichts der Handlungen Russlands, die die Lage 
in der Ukraine destabilisieren 

14
  Verordnung (EU) Nr. 833/2014 des Rates vom 31. Juli 2014 über restriktive Maßnahmen angesichts der Handlungen Russ-

lands, die die Lage in der Ukraine destabilisieren 
15

  Verordnung (EU) 2023/427 des Rates vom 25. Februar 2023 zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 über restriktive 
Maßnahmen angesichts der Handlungen Russlands, die die Lage in der Ukraine destabilisieren 

16
 Durchführungsverordnung (EU) 2023/723 der Kommission vom 30. März 2023 zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 

1210/2003 des Rates über bestimmte spezifische Beschränkungen in den wirtschaftlichen und finanziellen Beziehungen zu 
Irak 

17
  Verordnung (EG) Nr. 1210/2003 des Rates vom 7. Juli 2003 über bestimmte spezifische Beschränkungen in den wirtschaftli-

chen und finanziellen Beziehungen zu Irak und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 2465/1996 
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Wir haben die Rechtsakte zu Finanzsanktionen auf folgender Website der Deutschen Bundes-
bank unter dem jeweiligen Sanktionsregime eingestellt:  
 
https://www.bundesbank.de/de/service/finanzsanktionen/sanktionsregimes 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Deutsche Bundesbank 
Hauptverwaltung in Bayern 
Rosenberger Ertl 
 
 
 
Anlagen 



II

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter)

VERORDNUNGEN

VERORDNUNG (EU) 2023/720 DES RATES 

vom 31. März 2023

zur Änderung bestimmter Verordnungen des Rates über restriktive Maßnahmen zur Aufnahme von 
Bestimmungen über eine Ausnahme für humanitäre Zwecke 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 215,

auf gemeinsamen Vorschlag des Hohen Vertreters der Union für Außen- und Sicherheitspolitik und der Europäischen 
Kommission,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Europäische Union ist in der Lage, gegenüber benannten natürlichen oder juristischen Personen, Organisationen 
und Einrichtungen restriktive Maßnahmen, einschließlich des Einfrierens von Geldern und wirtschaftlichen 
Ressourcen, zu verhängen. Diese Maßnahmen werden durch Verordnungen des Rates umgesetzt.

(2) am 9. Dezember 2022 hat der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen (VN-Sicherheitsrat) die Resolution 2664 (2022) 
des VN-Sicherheitsrats verabschiedet. Unter Nummer 1 jener Resolution wird eine Ausnahme von den vom 
Sicherheitsrat oder seinen Sanktionsausschüssen verhängten Sanktionen in Form des Einfrierens von 
Vermögenswerten eingeführt, die humanitäre Hilfe und andere Tätigkeiten zur Deckung grundlegender 
menschlicher Bedürfnisse betrifft und für bestimmte Akteure gilt. Für die Zwecke dieser Verordnung wird 
Nummer 1 der Resolution 2664 (2022) des VN-Sicherheitsrats als „Ausnahme für humanitäre Zwecke“ bezeichnet.

(3) Am 31. März 2023 wurde der Beschluss (GASP) 2023/726 des Rates (1) angenommen, um die Resolution 2664 
(2022) des VN-Sicherheitsrats in Unionsrecht umzusetzen.

(4) In der Resolution 2664 (2022) des VN-Sicherheitsrats wird betont, dass in Fällen, in denen die Ausnahme für 
humanitäre Zwecke von den Maßnahmen zum Einfrieren von Vermögenswerten im Widerspruch zu früheren 
Resolutionen steht, diese früheren Resolutionen im Ausmaß dieses Widerspruchs außer Kraft gesetzt werden. In der 
Resolution 2664 (2022) des VN-Sicherheitsrats wird jedoch klargestellt, dass Nummer 1 der Resolution 2615 
(2021) des VN-Sicherheitsrats weiterhin in Kraft bleibt.

(5) In der Resolution 2664 (2022) des VN-Sicherheitsrats wird gefordert, dass Stellen, die sich auf die Ausnahme für 
humanitäre Zwecke stützen, mittels angemessener Bemühungen dafür Sorge tragen, dass den in der betreffenden 
Verordnung benannten Personen oder Einrichtungen so wenige durch Sanktionen verbotene Vorteile wie möglich 
erwachsen, ob infolge von direkter oder indirekter Bereitstellung oder Abzweigung, auch durch Stärkung der 
Strategien und Verfahren des Risikomanagements und der Sorgfaltspflicht der Stellen.

(6) In der Resolution 2664 (2022) des VN-Sicherheitsrats ist festgelegt, dass die Ausnahme für humanitäre Zwecke von 
den Maßnahmen zum Einfrieren von Vermögenswerten für das ISIL(Da’esh)- und Al-Qaida-Sanktionsregime nach 
den Resolutionen 1267, 1989 und 2253 für einen Zeitraum von zwei Jahren ab dem Datum der Verabschiedung 
der Resolution 2664 (2022) des VN-Sicherheitsrats angewandt wird, und die Absicht des VN-Sicherheitsrats 
bekundet, vor dem derzeitigen Ablaufdatum der Anwendbarkeit jener Ausnahme über eine Verlängerung der 
Anwendung der Resolution 2664 (2022) des VN-Sicherheitsrats zu entscheiden.

(1) Siehe S. 48 dieses Amtsblatts.
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(7) Der Rat ist der Auffassung, dass die Ausnahme für humanitäre Zwecke von den Maßnahmen zum Einfrieren von 
Vermögenswerten nach der Resolution 2664 (2022) des VN-Sicherheitsrats auch in den Fällen gelten sollte, in 
denen die Union beschließt, zusätzlich zu den vom VN-Sicherheitsrat oder seinen Sanktionsausschüssen 
beschlossenen Maßnahmen ergänzende Maßnahmen zum Einfrieren von Geldern und wirtschaftlichen Ressourcen 
zu erlassen.

(8) Da diese Änderungen in den Geltungsbereich des Vertrags fallen, ist für ihre Umsetzung eine Regelung auf 
Unionsebene erforderlich, insbesondere um ihre einheitliche Anwendung in allen Mitgliedstaaten sicherzustellen.

(9) Die Verordnungen (EG) Nr. 881/2002 (2), (EG) Nr. 1183/2005 (3), (EU) Nr. 267/2012 (4), (EU) Nr. 747/2014 (5), 
(EU) 2015/735 (6), (EU) 2016/1686 (7), (EU) 2016/44 (8), (EU) 2017/1509 (9) und (EU) 2017/1770 (10) des Rates 
sollten daher entsprechend geändert werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Verordnung (EU) 2017/1509 wird wie folgt geändert:

1. In Artikel 34 wird folgender Absatz angefügt:

„(10) Die Absätze 1 und 3 finden keine Anwendung auf die Bereitstellung von Geldern oder wirtschaftlichen 
Ressourcen, die notwendig sind, um die rasche Bereitstellung humanitärer Hilfe zu gewährleisten oder andere 
Tätigkeiten zur Deckung grundlegender menschlicher Bedürfnisse zu unterstützen, wenn die Hilfe bzw. die anderen 
Tätigkeiten durchgeführt werden von

a) den Vereinten Nationen, einschließlich ihrer Programme, Fonds und sonstigen Einrichtungen und Stellen, sowie 
ihren Sonderorganisationen und verwandten Organisationen,

b) internationalen Organisationen,

c) humanitäre Hilfe leistenden Organisationen mit Beobachterstatus in der Generalversammlung der Vereinten 
Nationen und Mitgliedern dieser Organisationen,

d) bilateral oder multilateral finanzierten nichtstaatlichen Organisationen, die sich an den Plänen der Vereinten 
Nationen für humanitäre Maßnahmen, den Plänen für Flüchtlingshilfemaßnahmen oder anderen Appellen der 
Vereinten Nationen oder an vom Amt der Vereinten Nationen für die Koordinierung humanitärer Angelegenheiten 
(OCHA) koordinierten humanitären,Clustern‘ beteiligen,

e) den Beschäftigten, Zuschussempfängern, Tochtergesellschaften oder Durchführungspartnern der unter den 
Buchstaben a bis d genannten Einrichtungen, während und soweit sie in dieser Eigenschaft tätig sind, oder

f) geeigneten sonstigen Akteuren, wie vom Sanktionsausschuss in Bezug auf die Anhänge XIII, XVI und XVII sowie 
vom Rat in Bezug auf Anhang XV bestimmt.“

(2) Verordnung (EG) Nr. 881/2002 des Rates vom 27. Mai 2002 über die Anwendung bestimmter spezifischer restriktiver Maßnahmen 
gegen bestimmte Personen und Organisationen, die mit den ISIL (Da’esh)- und Al-Qaida-Organisationen in Verbindung stehen 
(ABl. L 139 vom 29.5.2002, S. 9).

(3) Verordnung (EG) Nr. 1183/2005 des Rates vom 18. Juli 2005 über restriktive Maßnahmen angesichts der Lage in der Demokratischen 
Republik Kongo (ABl. L 193 vom 23.7.2005, S. 1).

(4) Verordnung (EU) Nr. 267/2012 des Rates vom 23. März 2012 über restriktive Maßnahmen gegen Iran und zur Aufhebung der 
Verordnung (EU) Nr. 961/2010 (ABl. L 88 vom 24.3.2012, S. 1).

(5) Verordnung (EU) Nr. 747/2014 des Rates vom 10. Juli 2014 über restriktive Maßnahmen angesichts der Lage in Sudan und zur 
Aufhebung der Verordnungen (EG) Nr. 131/2004 und (EG) Nr. 1184/2005 (ABl. L 203 vom 11.7.2014, S. 1).

(6) Verordnung (EU) 2015/735 des Rates vom 7. Mai 2015 über restriktive Maßnahmen angesichts der Lage in Südsudan und zur 
Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 748/2014 (ABl. L 117 vom 8.5.2015, S. 13).

(7) Verordnung (EU) 2016/1686 des Rates vom 20. September 2016 zur Verhängung zusätzlicher restriktiver Maßnahmen gegen ISIL 
(Da’esh) und Al-Qaida und die mit ihnen verbundenen natürlichen oder juristischen Personen, Organisationen und Einrichtungen 
(ABl. L 255 vom 21.9.2016, S. 1).

(8) Verordnung (EU) 2016/44 des Rates vom 18. Januar 2016 über restriktive Maßnahmen angesichts der Lage in Libyen und zur 
Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 204/2011 (ABl. L 12 vom 19.1.2016, S. 1).

(9) Verordnung (EU) 2017/1509 des Rates vom 30. August 2017 über restriktive Maßnahmen gegen die Demokratische Volksrepublik 
Korea und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 329/2007 (ABl. L 224 vom 31.8.2017, S. 1).

(10) Verordnung (EU) 2017/1770 des Rates vom 28. September 2017 über restriktive Maßnahmen angesichts der Lage in Mali (ABl. L 251 
vom 29.9.2017, S. 1).
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2. Artikel 45 Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Unbeschadet des Artikels 34 Absatz 10 können die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten jede ansonsten 
nach den Resolutionen 1718 (2006), 1874 (2009), 2087 (2013), 2094 (2013), 2270 (2016), 2321 (2016), 2356 
(2017), 2371 (2017), 2375 (2017) oder 2397 (2017) des VN-Sicherheitsrats untersagte Tätigkeit genehmigen, sofern 
der Sanktionsausschuss im Einzelfall festgestellt hat, dass diese notwendig ist, um die Arbeit von internationalen 
Organisationen und Nichtregierungsorganisationen zu erleichtern, die in der DVRK Hilfe- und Soforthilfemaßnahmen 
zugunsten der Zivilbevölkerung der DVRK oder zu Zwecken, die mit den Zielen der genannten Resolutionen vereinbar 
sind, durchführen.“

3. Artikel 37 erhält folgende Fassung:

„Artikel 37

Unbeschadet des Artikels 34 Absatz 10 gelten die Verbote gemäß Artikel 34 Absätze 1 und 3 nicht für Gelder und 
wirtschaftliche Ressourcen, die der Foreign Trade Bank oder der Korean National Insurance Company (KNIC) gehören 
oder zur Verfügung gestellt werden, soweit diese Gelder und wirtschaftlichen Ressourcen ausschließlich für offizielle 
Zwecke einer diplomatischen oder konsularischen Mission in der DVRK oder für humanitäre Hilfe, die von den 
Vereinten Nationen oder in Abstimmung mit den Vereinten Nationen durchgeführt wird, bestimmt sind.“

Artikel 2

Die Verordnung (EG) Nr. 1183/2005 wird wie folgt geändert:

1. In Artikel 2 wird folgender Absatz angefügt:

„(3) Die Absätze 1 und 2 finden keine Anwendung auf die Bereitstellung von Geldern oder wirtschaftlichen 
Ressourcen, die notwendig sind, um die rasche Bereitstellung humanitärer Hilfe zu gewährleisten oder andere 
Tätigkeiten zur Deckung grundlegender menschlicher Bedürfnisse zu unterstützen, wenn die Hilfe bzw. die anderen 
Tätigkeiten durchgeführt werden von

a) den Vereinten Nationen, einschließlich ihrer Programme, Fonds und sonstigen Einrichtungen und Stellen, sowie 
ihren Sonderorganisationen und verwandten Organisationen,

b) internationalen Organisationen,

c) humanitäre Hilfe leistenden Organisationen mit Beobachterstatus in der Generalversammlung der Vereinten 
Nationen und Mitgliedern dieser Organisationen,

d) bilateral oder multilateral finanzierten nichtstaatlichen Organisationen, die sich an den Plänen der Vereinten 
Nationen für humanitäre Maßnahmen, den Plänen für Flüchtlingshilfemaßnahmen oder anderen Appellen der 
Vereinten Nationen oder an vom Amt der Vereinten Nationen für die Koordinierung humanitärer Angelegenheiten 
(OCHA) koordinierten humanitären,Clustern‘ beteiligen,

e) den Beschäftigten, Zuschussempfängern, Tochtergesellschaften oder Durchführungspartnern der unter den 
Buchstaben a bis d genannten Einrichtungen, während und soweit sie in dieser Eigenschaft tätig sind, oder

f) geeigneten sonstigen Akteuren, wie vom Sanktionsausschuss in Bezug auf Anhang I und vom Rat in Bezug auf 
Anhang Ia bestimmt.“

2. Artikel 4b erhält folgende Fassung:

„Artikel 4b

(1) Unbeschadet des Artikels 2 Absatz 3 können die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten abweichend von 
Artikel 2 Absätze 1 und 2 unter ihnen geeignet erscheinenden Bedingungen die Freigabe eingefrorener Gelder oder 
wirtschaftlicher Ressourcen von in Anhang Ia aufgeführten natürlichen oder juristischen Personen, Organisationen 
oder Einrichtungen oder die Bereitstellung bestimmter Gelder oder wirtschaftlicher Ressourcen für in Anhang Ia 
aufgeführte natürliche oder juristische Personen, Organisationen oder Einrichtungen genehmigen, wenn sie festgestellt 
haben, dass die Bereitstellung dieser Gelder oder wirtschaftlichen Ressourcen für humanitäre Zwecke wie die 
Durchführung oder Erleichterung von Hilfeleistungen, einschließlich medizinischer Versorgung und Nahrungsmittellie­
ferungen, oder den Transport humanitärer Helfer und damit verbundene Hilfe oder für Evakuierungen aus der DRK 
erforderlich ist.

(2) Der betreffende Mitgliedstaat unterrichtet die anderen Mitgliedstaaten und die Kommission über nach diesem 
Artikel erteilte Genehmigungen innerhalb von vier Wochen nach deren Erteilung.“
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3. Artikel 7b erhält folgende Fassung:

„Artikel 7b

Es ist verboten, wissentlich und vorsätzlich an Tätigkeiten teilzunehmen, mit denen die Umgehung der in Artikel 1a und 
Artikel 2 Absätze 1 und 2 genannten Maßnahmen bezweckt oder bewirkt wird.“

Artikel 3

Die Verordnung (EU) Nr. 267/2012 wird wie folgt geändert:

1. In Artikel 23 wird folgender Absatz angefügt:

„(7) Die Absätze 1, 2 und 3 finden keine Anwendung auf die Bereitstellung von Geldern oder wirtschaftlichen 
Ressourcen, die notwendig sind, um die rasche Bereitstellung humanitärer Hilfe zu gewährleisten oder andere 
Tätigkeiten zur Deckung grundlegender menschlicher Bedürfnisse zu unterstützen, wenn die Hilfe bzw. die anderen 
Tätigkeiten durchgeführt werden von

a) den Vereinten Nationen, einschließlich ihrer Programme, Fonds und sonstigen Einrichtungen und Stellen, sowie 
ihren Sonderorganisationen und verwandten Organisationen,

b) internationalen Organisationen,

c) humanitäre Hilfe leistenden Organisationen mit Beobachterstatus in der Generalversammlung der Vereinten 
Nationen und Mitgliedern dieser Organisationen,

d) bilateral oder multilateral finanzierten nichtstaatlichen Organisationen, die sich an den Plänen der Vereinten 
Nationen für humanitäre Maßnahmen, den Plänen für Flüchtlingshilfemaßnahmen oder anderen Appellen der 
Vereinten Nationen oder an vom Amt der Vereinten Nationen für die Koordinierung humanitärer Angelegenheiten 
(OCHA) koordinierten humanitären,Clustern‘ beteiligen,

e) den Beschäftigten, Zuschussempfängern, Tochtergesellschaften oder Durchführungspartnern der unter den 
Buchstaben a bis d genannten Einrichtungen, während und soweit sie in dieser Eigenschaft tätig sind, oder

f) geeigneten sonstigen Akteuren, wie vom Sanktionsausschuss in Bezug auf Anhang VIII und vom Rat in Bezug auf 
Anhang IX bestimmt.“

2. In Artikel 23a wird folgender Absatz angefügt:

„(7) Die Absätze 1, 2 und 3 finden keine Anwendung auf die Bereitstellung von Geldern oder wirtschaftlichen 
Ressourcen, die notwendig sind, um die rasche Bereitstellung humanitärer Hilfe zu gewährleisten oder andere 
Tätigkeiten zur Deckung grundlegender menschlicher Bedürfnisse zu unterstützen, wenn die Hilfe bzw. die anderen 
Tätigkeiten durchgeführt werden von

a) den Vereinten Nationen, einschließlich ihrer Programme, Fonds und sonstigen Einrichtungen und Stellen, sowie 
ihren Sonderorganisationen und verwandten Organisationen,

b) internationalen Organisationen,

c) humanitäre Hilfe leistenden Organisationen mit Beobachterstatus in der Generalversammlung der Vereinten 
Nationen und Mitgliedern dieser Organisationen,

d) bilateral oder multilateral finanzierten nichtstaatlichen Organisationen, die sich an den Plänen der Vereinten 
Nationen für humanitäre Maßnahmen, den Plänen für Flüchtlingshilfemaßnahmen oder anderen Appellen der 
Vereinten Nationen oder an vom Amt der Vereinten Nationen für die Koordinierung humanitärer Angelegenheiten 
(OCHA) koordinierten humanitären,Clustern‘ beteiligen,

e) den Beschäftigten, Zuschussempfängern, Tochtergesellschaften oder Durchführungspartnern der unter den 
Buchstaben a bis d genannten Einrichtungen, während und soweit sie in dieser Eigenschaft tätig sind, oder

f) geeigneten sonstigen Akteuren, wie vom Sanktionsausschuss in Bezug auf Anhang XIII und vom Rat in Bezug auf 
Anhang XIV bestimmt.“

3. Artikel 41 erhält folgende Fassung:

„Artikel 41

Es ist verboten, wissentlich und vorsätzlich an Tätigkeiten teilzunehmen, mit denen die Umgehung der in den 
Artikeln 2a, 2b, 2c, 2d, 3a, 3b, 3c, 3d, 4a, 4b, 5, 10d und 15a, in Artikel 23 Absätze 1, 2, 3 und 4 sowie in Artikel 23a 
Absätze 1, 2, 3 und 4 genannten Maßnahmen bezweckt oder bewirkt wird.“
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Artikel 4

In Artikel 2 der Verordnung (EU) 2016/1686 wird folgender Absatz angefügt:

„(3) Die Absätze 1 und 2 finden keine Anwendung auf die Bereitstellung von Geldern oder wirtschaftlichen 
Ressourcen, die notwendig sind, um die rasche Bereitstellung humanitärer Hilfe zu gewährleisten oder andere 
Tätigkeiten zur Deckung grundlegender menschlicher Bedürfnisse zu unterstützen, wenn die Hilfe bzw. die anderen 
Tätigkeiten durchgeführt werden von

a) den Vereinten Nationen, einschließlich ihrer Programme, Fonds und sonstigen Einrichtungen und Stellen, sowie ihren 
Sonderorganisationen und verwandten Organisationen,

b) internationalen Organisationen,

c) humanitäre Hilfe leistenden Organisationen mit Beobachterstatus in der Generalversammlung der Vereinten Nationen 
und Mitgliedern dieser Organisationen,

d) bilateral oder multilateral finanzierten nichtstaatlichen Organisationen, die sich an den Plänen der Vereinten Nationen 
für humanitäre Maßnahmen, den Plänen für Flüchtlingshilfemaßnahmen oder anderen Appellen der Vereinten 
Nationen oder an vom Amt der Vereinten Nationen für die Koordinierung humanitärer Angelegenheiten (OCHA) 
koordinierten humanitären,Clustern‘ beteiligen,

e) den Beschäftigten, Zuschussempfängern, Tochtergesellschaften oder Durchführungspartnern der unter den 
Buchstaben a bis d genannten Einrichtungen, während und soweit sie in dieser Eigenschaft tätig sind, oder

f) geeigneten sonstigen Akteuren, wie vom Rat in Bezug auf Anhang I bestimmt.“

Artikel 5

In Artikel 2 der Verordnung (EG) Nr. 881/2002 wird folgender Absatz angefügt:

„(5) Artikel 2 Absätze 1 und 2 finden keine Anwendung auf die Bereitstellung von Geldern oder wirtschaftlichen 
Ressourcen, die notwendig sind, um die rasche Bereitstellung humanitärer Hilfe zu gewährleisten oder andere 
Tätigkeiten zur Deckung grundlegender menschlicher Bedürfnisse zu unterstützen, wenn die Hilfe bzw. die anderen 
Tätigkeiten durchgeführt werden von

a) den Vereinten Nationen, einschließlich ihrer Programme, Fonds und sonstigen Einrichtungen und Stellen, sowie ihren 
Sonderorganisationen und verwandten Organisationen,

b) internationalen Organisationen,

c) humanitäre Hilfe leistenden Organisationen mit Beobachterstatus in der Generalversammlung der Vereinten Nationen 
und Mitgliedern dieser Organisationen,

d) bilateral oder multilateral finanzierten nichtstaatlichen Organisationen, die sich an den Plänen der Vereinten Nationen 
für humanitäre Maßnahmen, den Plänen für Flüchtlingshilfemaßnahmen oder anderen Appellen der Vereinten 
Nationen oder an vom Amt der Vereinten Nationen für die Koordinierung humanitärer Angelegenheiten (OCHA) 
koordinierten humanitären,Clustern‘ beteiligen,

e) den Beschäftigten, Zuschussempfängern, Tochtergesellschaften oder Durchführungspartnern der unter den 
Buchstaben a bis d genannten Einrichtungen, während und soweit sie in dieser Eigenschaft tätig sind, oder

f) geeigneten sonstigen Akteuren, wie vom Sanktionsausschuss in Bezug auf die Anhänge I und Ia bestimmt.“

Artikel 6

Die Verordnung (EU) 2016/44 wird wie folgt geändert:

1. In Artikel 5 wird folgender Absatz angefügt:

„(5) Die Absätze 1 und 2 finden keine Anwendung auf die Bereitstellung von Geldern oder wirtschaftlichen 
Ressourcen, die notwendig sind, um die rasche Bereitstellung humanitärer Hilfe zu gewährleisten oder andere 
Tätigkeiten zur Deckung grundlegender menschlicher Bedürfnisse zu unterstützen, wenn die Hilfe bzw. die anderen 
Tätigkeiten durchgeführt werden von

a) den Vereinten Nationen, einschließlich ihrer Programme, Fonds und sonstigen Einrichtungen und Stellen, sowie 
ihren Sonderorganisationen und verwandten Organisationen,

b) internationalen Organisationen,
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c) humanitäre Hilfe leistenden Organisationen mit Beobachterstatus in der Generalversammlung der Vereinten 
Nationen und Mitgliedern dieser Organisationen,

d) bilateral oder multilateral finanzierten nichtstaatlichen Organisationen, die sich an den Plänen der Vereinten 
Nationen für humanitäre Maßnahmen, den Plänen für Flüchtlingshilfemaßnahmen oder anderen Appellen der 
Vereinten Nationen oder an vom Amt der Vereinten Nationen für die Koordinierung humanitärer Angelegenheiten 
(OCHA) koordinierten humanitären,Clustern‘ beteiligen,

e) den Beschäftigten, Zuschussempfängern, Tochtergesellschaften oder Durchführungspartnern der unter den 
Buchstaben a bis d genannten Einrichtungen, während und soweit sie in dieser Eigenschaft tätig sind, oder

f) geeigneten sonstigen Akteuren, wie vom Sanktionsausschuss in Bezug auf die Anhänge II und VI sowie vom Rat in 
Bezug auf Anhang III bestimmt.“

2. Artikel 10 erhält folgende Fassung:

„Artikel 10

Unbeschadet des Artikels 5 Absatz 5 können die in Anhang IV aufgeführten zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten 
abweichend von Artikel 5 Absätze 1 und 2 unter ihnen geeignet erscheinenden Bedingungen die Freigabe eingefrorener 
Gelder oder wirtschaft-licher Ressourcen, die in Anhang III aufgeführten Personen, Organisationen oder Einrichtungen 
gehören, oder die Bereitstellung bestimmter Gelder oder wirtschaftlicher Ressourcen für in Anhang III aufgeführte 
Personen, Organisationen oder Einrichtungen genehmigen, wenn sie dies für humanitäre Zwecke wie die 
Durchführung und Erleichterung der Durchführung humanitärer Hilfe, für die Bereitstellung von Material und Waren, 
die zur Deckung der Grundbedürfnisse von Zivilisten notwendig sind, wie etwa Nahrungsmittel und landwirtschaftliche 
Materialien zu deren Erzeugung, Medizinprodukte und die Lieferung von Strom, oder für Evakuierungen aus Libyen als 
erforderlich ansehen. Der betreffende Mitgliedstaat unterrichtet die anderen Mitgliedstaaten und die Kommission über 
nach diesem Artikel erteilte Genehmigungen innerhalb von zwei Wochen nach deren Erteilung.“

3. Artikel 11 Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Unbeschadet des Artikels 5 Absatz 5 können die auf den Websites in Anhang IV angegebenen zuständigen 
Behörden der Mitgliedstaaten die Freigabe bestimmter eingefrorener Gelder oder wirtschaftlicher Ressourcen 
genehmigen, wenn die folgenden Voraussetzungen erfüllt sind:

a) Die Gelder bzw. wirtschaftlichen Ressourcen sind für einen oder mehrere der folgenden Zwecke bestimmt:

i) Deckung humanitärer Bedürfnisse,

ii) Bereitstellung von Kraftstoff, Strom und Wasser ausschließlich für zivile Zwecke,

iii) Wiederaufnahme der Herstellung und des Verkaufs von Kohlenwasserstoffen durch Libyen,

iv) Einrichtung, Betrieb und Ausbau von Einrichtungen der zivilen Regierung und ziviler öffentlicher Infrastruktur 
oder

v) Erleichterung der Wiederaufnahme von Tätigkeiten des Bankwesens, so auch zur Unterstützung oder 
Erleichterung des internationalen Handels mit Libyen;

b) der betreffende Mitgliedstaat hat dem Sanktionsausschuss seine Absicht notifiziert, den Zugriff auf die Gelder bzw. 
wirtschaftlichen Ressourcen zu genehmigen, und der Ausschuss hat nicht innerhalb von fünf Arbeitstagen nach 
dieser Notifikation Einwände dagegen erhoben,

c) der betreffende Mitgliedstaat hat dem Sanktionsausschuss notifiziert, dass die Gelder bzw. wirtschaftlichen 
Ressourcen nicht den in den Anhängen II bzw. III aufgeführten Personen, Organisationen oder Einrichtungen 
bereitgestellt werden oder zugutekommen,

d) der betreffende Mitgliedstaat hat bezüglich der Verwendung der Gelder bzw. wirtschaftlichen Ressourcen zuvor mit 
den libyschen Behörden Rücksprache gehalten und

e) der betreffende Mitgliedstaat hat den libyschen Behörden die nach den Buchstaben b und c vorgelegten 
Notifikationen übermittelt und die libyschen Behörden haben gegen die Freigabe der Gelder bzw. wirtschaftlichen 
Ressourcen nicht innerhalb von fünf Arbeitstagen Einwände erhoben.“
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Artikel 7

Die Verordnung (EU) 2017/1770 wird wie folgt geändert:

1. In Artikel 2 wird folgender Absatz angefügt:

„(3) Die Absätze 1 und 2 finden keine Anwendung auf die Bereitstellung von Geldern oder wirtschaftlichen 
Ressourcen, die notwendig sind, um die rasche Bereitstellung humanitärer Hilfe zu gewährleisten oder andere 
Tätigkeiten zur Deckung grundlegender menschlicher Bedürfnisse zu unterstützen, wenn die Hilfe bzw. die anderen 
Tätigkeiten durchgeführt werden von

a) den Vereinten Nationen, einschließlich ihrer Programme, Fonds und sonstigen Einrichtungen und Stellen, sowie 
ihren Sonderorganisationen und verwandten Organisationen,

b) internationalen Organisationen,

c) humanitäre Hilfe leistenden Organisationen mit Beobachterstatus in der Generalversammlung der Vereinten 
Nationen und Mitgliedern dieser Organisationen,

d) bilateral oder multilateral finanzierten nichtstaatlichen Organisationen, die sich an den Plänen der Vereinten 
Nationen für humanitäre Maßnahmen, den Plänen für Flüchtlingshilfemaßnahmen oder anderen Appellen der 
Vereinten Nationen oder an vom Amt der Vereinten Nationen für die Koordinierung humanitärer Angelegenheiten 
(OCHA) koordinierten humanitären,Clustern‘ beteiligen,

e) den Beschäftigten, Zuschussempfängern, Tochtergesellschaften oder Durchführungspartnern der unter den 
Buchstaben a bis d genannten Einrichtungen, während und soweit sie in dieser Eigenschaft tätig sind, oder

f) geeigneten sonstigen Akteuren, wie vom Sanktionsausschuss in Bezug auf Anhang I und vom Rat in Bezug auf 
Anhang Ia bestimmt.“

2. Artikel 3a Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Unbeschadet des Artikels 2 Absatz 3 können die zuständigen Behörden abweichend von Artikel 2 Absätze 1 
und 2 in Bezug auf eine in Anhang Ia aufgeführte Person, Einrichtung oder Organisation unter ihnen geeignet 
erscheinenden Bedingungen die Freigabe bestimmter eingefrorener Gelder oder wirtschaftlicher Ressourcen oder die 
Bereitstellung bestimmter Gelder oder wirtschaftlicher Ressourcen genehmigen, nachdem sie festgestellt haben, dass die 
Bereitstellung dieser Gelder oder wirtschaftlichen Ressourcen für humanitäre Zwecke wie die Durchführung oder 
Erleichterung von Hilfeleistungen, einschließlich medizinischer Versorgung, Nahrungsmittellieferungen oder den 
Transport humanitärer Helfer und damit verbundene Hilfe oder für Evakuierungen aus Mali erforderlich ist.“

3. Artikel 8 erhält folgende Fassung:

„Artikel 8

Es ist verboten, wissentlich und vorsätzlich an Tätigkeiten teilzunehmen, mit denen die Umgehung der in Artikel 2 
Absätze 1 und 2 genannten Maßnahmen bezweckt oder bewirkt wird.“

Artikel 8

Die Verordnung (EU) 2015/735 wird wie folgt geändert:

1. In Artikel 5 wird folgender Absatz angefügt:

„(4) Die Absätze 1, 2 und 3 finden keine Anwendung auf die Bereitstellung von Geldern oder wirtschaftlichen 
Ressourcen, die notwendig sind, um die rasche Bereitstellung humanitärer Hilfe zu gewährleisten oder andere 
Tätigkeiten zur Deckung grundlegender menschlicher Bedürfnisse zu unterstützen, wenn die Hilfe bzw. die anderen 
Tätigkeiten durchgeführt werden von

a) den Vereinten Nationen, einschließlich ihrer Programme, Fonds und sonstigen Einrichtungen und Stellen, sowie 
ihren Sonderorganisationen und verwandten Organisationen,

b) internationalen Organisationen,

c) humanitäre Hilfe leistenden Organisationen mit Beobachterstatus in der Generalversammlung der Vereinten 
Nationen und Mitgliedern dieser Organisationen,

d) bilateral oder multilateral finanzierten nichtstaatlichen Organisationen, die sich an den Plänen der Vereinten 
Nationen für humanitäre Maßnahmen, den Plänen für Flüchtlingshilfemaßnahmen oder anderen Appellen der 
Vereinten Nationen oder an vom Amt der Vereinten Nationen für die Koordinierung humanitärer Angelegenheiten 
(OCHA) koordinierten humanitären,Clustern‘ beteiligen,
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e) den Beschäftigten, Zuschussempfängern, Tochtergesellschaften oder Durchführungspartnern der unter den 
Buchstaben a bis d genannten Einrichtungen, während und soweit sie in dieser Eigenschaft tätig sind, oder

f) geeigneten sonstigen Akteuren, wie vom Sanktionsausschuss in Bezug auf Anhang I und vom Rat in Bezug auf 
Anhang II bestimmt.“

2. Artikel 15 erhält folgende Fassung:

„Artikel 15

Es ist verboten, wissentlich und vorsätzlich an Tätigkeiten teilzunehmen, mit denen die Umgehung der in Artikel 2 und 
in Artikel 5 Absätze 1, 2 und 3 genannten Maßnahmen bezweckt oder bewirkt wird.“

Artikel 9

Die Verordnung (EU) Nr. 747/2014 wird wie folgt geändert:

1. In Artikel 5 wird folgender Absatz angefügt:

„(4) Die Absätze 1, 2 und 3 finden keine Anwendung auf die Bereitstellung von Geldern oder wirtschaftlichen 
Ressourcen, die notwendig sind, um die rasche Bereitstellung humanitärer Hilfe zu gewährleisten oder andere 
Tätigkeiten zur Deckung grundlegender menschlicher Bedürfnisse zu unterstützen, wenn die Hilfe bzw. die anderen 
Tätigkeiten durchgeführt werden von

a) den Vereinten Nationen, einschließlich ihrer Programme, Fonds und sonstigen Einrichtungen und Stellen, sowie 
ihren Sonderorganisationen und verwandten Organisationen,

b) internationalen Organisationen,

c) humanitäre Hilfe leistenden Organisationen mit Beobachterstatus in der Generalversammlung der Vereinten 
Nationen und Mitgliedern dieser Organisationen,

d) bilateral oder multilateral finanzierten nichtstaatlichen Organisationen, die sich an den Plänen der Vereinten 
Nationen für humanitäre Maßnahmen, den Plänen für Flüchtlingshilfemaßnahmen oder anderen Appellen der 
Vereinten Nationen oder an vom Amt der Vereinten Nationen für die Koordinierung humanitärer Angelegenheiten 
(OCHA) koordinierten humanitären,Clustern‘ beteiligen,

e) den Beschäftigten, Zuschussempfängern, Tochtergesellschaften oder Durchführungspartnern der unter den 
Buchstaben a bis d genannten Einrichtungen, während und soweit sie in dieser Eigenschaft tätig sind, oder

f) geeigneten sonstigen Akteuren, wie vom Sanktionsausschuss in Bezug auf Anhang I bestimmt.“

2. Artikel 10 erhält folgende Fassung:

„Artikel 10

Es ist verboten, wissentlich und vorsätzlich an Tätigkeiten teilzunehmen, mit denen die Umgehung der in Artikel 2 und 
in Artikel 5 Absätze 1, 2 und 3 genannten Maßnahmen bezweckt oder bewirkt wird.“

Artikel 10

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat.

Geschehen zu Brüssel am 31. März 2023.

Im Namen des Rates
Die Präsidentin
J. ROSWALL
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2023/721 DES RATES 

vom 31. März 2023

zur Durchführung der Verordnung (EU) Nr. 359/2011 über restriktive Maßnahmen gegen bestimmte 
Personen, Organisationen und Einrichtungen angesichts der Lage in Iran 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union,

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 359/2011 des Rates vom 12. April 2011 über restriktive Maßnahmen gegen 
bestimmte Personen, Organisationen und Einrichtungen angesichts der Lage in Iran (1), insbesondere auf Artikel 12 
Absatz 1,

auf Vorschlag des Hohen Vertreters der Union für Außen- und Sicherheitspolitik,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Der Rat hat am 12. April 2011 die Verordnung (EU) Nr. 359/2011 angenommen.

(2) Auf der Grundlage einer Überprüfung des Beschlusses 2011/235/GASP des Rates (2) hat der Rat beschlossen, dass 
die darin enthaltenen restriktiven Maßnahmen bis zum 13. April 2024 verlängert werden sollten.

(3) Der Eintrag zu einer in Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 359/2011 aufgeführten Person sollte aus dem Anhang 
gestrichen werden. Der Rat ist außerdem zu dem Schluss gelangt, dass die Einträge zu 18 Personen und drei 
Organisationen, die in Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 359/2011 aufgeführt sind, aktualisiert werden sollten.

(4) Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 359/2011 sollte daher entsprechend geändert werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 359/2011 des Rates wird gemäß dem Anhang der vorliegenden Verordnung geändert.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat.

Geschehen zu Brüssel am 31. März 2023.

Im Namen des Rates
Die Präsidentin
J. ROSWALL

(1) ABl. L 100 vom 14.4.2011, S. 1.
(2) Beschluss 2011/235/GASP des Rates vom 12. April 2011 über restriktive Maßnahmen gegen bestimmte Personen und Organisationen 

angesichts der Lage in Iran (ABl. L 100 vom 14.4.2011, S. 51).
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ANHANG 

Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 359/2011 („Liste der in Artikel 2 Absatz 1 genannten natürlichen und juristischen Personen, Organisationen und Einrichtungen“) wird wie folgt 
geändert:

1. In der Liste mit der Überschrift „Personen“ wird Eintrag 82 (betreffend SARAFRAZ Mohammad (Dr.)) gestrichen.

2. Die Einträge zu den folgenden 18 Personen erhalten folgende Fassung:

Personen

Name Identifizierungsinformationen Gründe
Zeitpunkt der 

Aufnahme in die 
Liste

„17. SOLTANI Hodjatoleslam 
Seyed Mohammad

Geschlecht: männlich Seit 2018 ist Hodjatoleslam Seyed Mohammad Soltani stellvertretender Staatsanwalt 
bei der Revolutionsstaatsanwaltschaft in Mashhad. Leiter der Organisation für 
islamische Propaganda in der Provinz Khorasan-Razavi. Ehemaliger Richter am 
Revolutionsgericht von Mashhad (2013-2019). Gerichtsverfahren unter seiner 
Aufsicht wurden summarisch und unter Ausschluss der Öffentlichkeit geführt, 
wobei Grundrechte der Angeklagten missachtet wurden. Da 
Vollzugsentscheidungen en masse getroffen wurden, wurden Todesstrafen ohne faire 
Anhörungsverfahren verhängt. Er ist für die Verhängung schwerer Haftstrafen gegen 
Angehörige der Baha‘i-Minderheit aufgrund ihrer religiösen Überzeugungen 
verantwortlich, die auf der Grundlage unfairer Gerichtsverfahren ohne 
ordnungsgemäßes Verfahren und außergerichtlicher Verfahren verhängt wurden.

12.4.2011

19. JAFARI-DOLATABADI 
Abbas

Geburtsort: Yazd (Iran)

Geburtsjahr: 1953

Geschlecht: männlich

Ehemaliger Berater des Obersten Disziplinargerichts für Richter (29. April 2019 bis 
mindestens 2020). Ehemaliger Generalstaatsanwalt von Teheran (August 2009 bis 
April 2019). Abbas Jafari-Dolatabadis Amt klagte eine große Zahl von 
Protestteilnehmern an, auch Personen, die an den Protesten am Ashura-Tag im 
Dezember 2009 teilnahmen. Er ordnete die Schließung des Büros von Karroubi im 
September 2009 und die Verhaftung verschiedener Reformpolitiker an; ferner 
verbot er im Juni 2010 zwei reformpolitische Parteien. Sein Amt klagte 
Protestteilnehmer der Muharebeh, der Feindschaft gegen Gott, an, die mit dem Tod 
bestraft wird; den Angeklagten, denen die Todesstrafe drohte, wurde ein 
ordnungsgemäßes Gerichtsverfahren versagt. Sein Amt nahm ferner im Rahmen 
eines breit angelegten Vorgehens gegen die politische Opposition Reformer, 
Menschenrechtsaktivisten und Medienvertreter ins Visier und nahm Verhaftungen 
vor.

Im Oktober 2018 kündigte er in den Medien an, dass vier inhaftierte iranische 
Umweltaktivisten des ‚Verderbens auf Erden‘ angeklagt würden, ein Vorwurf, auf den 
die Todesstrafe steht.

12.4.2011
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Name Identifizierungsinformationen Gründe
Zeitpunkt der 

Aufnahme in die 
Liste

21. MOHSENI-EJEI Gholam- 
Hossein

Geburtsort: Ejiyeh (Iran)

Geburtsdatum: etwa 1956

Geschlecht: männlich

Seit Juli 2021 Oberster Richter. Mitglied des Schlichtungsrates. Generalstaatsanwalt 
des Iran von September 2009 bis 2014. Ehemaliger stellvertretender Leiter der 
Gerichtsbarkeit (2014 bis Juli 2021) und Sprecher der Justiz (2010-2019). 
Von 2005 bis 2009 Geheimdienstminister. In seiner Zeit als Geheimdienstminister 
während der Wahlen 2009 waren ihm unterstehende Angehörige des 
Geheimdienstes verantwortlich für die Inhaftierung, die Folter und die Erpressung 
falscher Geständnisse von Hunderten von Aktivisten, Journalisten, Dissidenten und 
Reformpolitikern. Außerdem wurden politische Akteure bei unerträglichen 
Verhören, bei denen es zu Folter, Misshandlung, Erpressung und Bedrohung von 
Familienangehörigen kam, zu falschen Geständnissen gezwungen. Während der 
Proteste 2022/2023 erklärte Gholam-Hossein Mohseni-Ejei, dass es keine Milde 
gegenüber Demonstranten geben werde.

12.4.2011

25. SALAVATI Abdolghassem Geschlecht: männlich Seit 2019 Richter am Sondergericht für Finanzstraftaten, Abteilung 4. Ehemaliger 
Leiter des Revolutionsgerichts von Teheran, Abteilung 15. Untersuchungsrichter am 
Teheraner Tribunal. Er ist für Fälle von Teilnehmern an den Protesten nach den 
Wahlen zuständig und war der vorsitzende Richter der Schauprozesse im 
Sommer 2009; er verurteilte zwei Monarchisten im Rahmen dieser Schauprozesse 
zum Tode. Er verurteilte mehr als hundert politische Gefangene, 
Menschenrechtsaktivisten und Demonstranten zu langen Gefängnisstrafen.

2018 ergaben Berichte, dass er nach wie vor ähnliche Urteile ohne faire 
Anhörungsverfahren verhängt.

Während der Proteste im Jahr 2022 verurteilte Abdolghassem Salavati viele 
Demonstranten zum Tode, darunter Mohammad Beroghani und Saman Seydi.

12.4.2011

43. JAVANI Yadollah Geschlecht: männlich

Staatsangehörigkeit: iranisch

Dienstgrad: Brigadegeneral

Stellvertretender IRGC-Befehlshaber für politische Angelegenheiten. Er hat durch 
seine öffentlichen Erklärungen, in denen er die Verhaftung und Bestrafung von 
Protestteilnehmern und Andersdenkenden guthieß, zahlreiche Versuche 
unternommen, die Rede- und Diskursfreiheit zu unterdrücken. Er hat als einer der 
ersten hochrangigen Beamten 2009 die Verhaftung von Moussavi, Karroubi und 
Khatami gefordert. Er hat den Einsatz von Methoden unterstützt, mit denen gegen 
das Recht auf ein faires Verfahren verstoßen wird, einschließlich öffentlicher 
Geständnisse, und hat den Inhalt von Verhören vor dem Beginn von Verfahren 
veröffentlicht. Es gibt zudem Hinweise darauf, dass er die Anwendung von Gewalt 
gegenüber Protestteilnehmern stillschweigend gebilligt hat, und da er festes Mitglied 
des IRGC ist, hatte er sehr wahrscheinlich Kenntnis davon, dass harte 
Vernehmungspraktiken angewandt wurden, um Geständnisse zu erzwingen.

10.10.2011
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57. HAJMOHAM-MADI Aziz 
(alias Aziz Hajmohammadi, 
Noorollah Azizmohammadi)

Geburtsort: Teheran (Iran)

Geburtsjahr: 1948

Geschlecht: männlich

Richter der Abteilung 71 des Strafgerichtshofs der Provinz Teheran. Er war seit 1971 
für die Justiz tätig und an mehreren Prozessen gegen Demonstranten beteiligt, 
insbesondere denjenigen gegen Abdol-Reza Ghanbari, einen im Januar 2010 
verhafteten Lehrer, der wegen seiner politischen Aktivitäten zum Tode verurteilt 
wurde.

10.10.2011

58. BAGHERI Mohammad- 
Bagher

Geschlecht: männlich Im Jahr 2019 wurde Mohammad-Bagher Bagheri zum stellvertretenden Leiter der 
Justiz für internationale Angelegenheiten und zum Sekretär des 
Menschenrechtspersonals ernannt, der Mohammad Javad Larijani in dieser Funktion 
aufgrund eines Erlasses von Ebrahim Raisi ersetzte. Von Dezember 2015 bis 2019 
war er Richter am Obersten Gericht. Ehemaliger stellvertretender Vorsitzender der 
Justizverwaltung der Provinz Süd-Khorasan mit Zuständigkeit für 
Verbrechensverhütung. Zusätzlich zu den von ihm im Juni 2011 anerkannten 140 
Hinrichtungen, die im Zeitraum von März 2010 bis März 2011 stattfanden, sollen 
im Geheimen im gleichen Zeitraum etwa hundert weitere Hinrichtungen in der 
Provinz Süd-Khorasan vorgenommen worden sein, ohne dass die Angehörigen und 
die Anwälte davon in Kenntnis gesetzt wurden. Er war daher mitschuldig an einer 
schwerwiegenden Verletzung des Rechts auf ein ordnungsgemäßes 
Gerichtsverfahren und hat zu einer hohen Zahl von Todesurteilen beigetragen.

10.10.2011

60. HOSSEINI Dr. Seyyed 
Mohammad (alias HOSSEYNI 
Dr. Seyyed Mohammad; 
Seyed, Sayyed und Sayyid)

ينیسحدمحمدیسرتکد

Geburtsort: Rafsanjan, Kerman (Iran)

Geburtsdatum: 23.7.1961

Geschlecht: männlich

Seit August 2021 Vizepräsident für parlamentarische Angelegenheiten unter 
Präsident Raisi. Ehemaliger Berater des Präsidenten Mahmoud Ahmadinejad und 
Sprecher der YEKTA, einer politischen Hardliner-Gruppierung. Minister für Kultur 
und islamische Führung (2009-2013). Ehemaliger Stellvertretender Direktor von 
Islamic Republic of Iran Broadcasting (IRIB) Ehemaliger Berater des Direktors der 
Organisation für islamische Kultur und Beziehungen (ICRO). Als ehemaliges 
Mitglied des IRGC war er an der Repression gegen Journalisten beteiligt.

10.10.2011

66. MIRHEJAZI Ali Ashgar Geburtsdatum: 8.9.1946

Geburtsort: Isfahan

Staatsangehörigkeit: iranisch

Geschlecht: männlich

Nachrichtendienstlicher Berater des Obersten Führers. Als Mitglied des inneren 
Kreises des Obersten Führers war er mitverantwortlich für die Planung der seit 2009 
durchgeführten Unterdrückung von Protesten, und er stand in Verbindung mit den 
für die Unterdrückung der Proteste verantwortlichen Personen.

Außerdem war er für die Planung der Unterdrückung öffentlicher Unruhen im 
Dezember 2017/2018 und November 2019 verantwortlich.

23.3.2012
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69. MORTAZAVI Seyyed Solat Geburtsort: Farsan, Tchar Mahal-o- 
Bakhtiari (Süden) (Iran)

Geburtsjahr: 1967

Geschlecht: männlich

Seit dem 19. Oktober 2022 (amtierender) Minister für Genossenschaften, Arbeit und 
soziale Wohlfahrt. Von September 2021 bis Oktober 2022 Vizepräsident für 
Verwaltungsangelegenheiten Irans und Leiter des Präsidialamtes. Vom 
16. September 2019 bis September 2021 Leiter der Immobilienabteilung der 
Mostazafan Foundation, die direkt vom Obersten Führer Khamenei geleitet wurde. 
Bis November 2019 Direktor der Teheran-Zweigstelle der Astan-Qods-Razavi- 
Stiftung. Ehemaliger Bürgermeister von Mashhad, der zweitgrößten Stadt des Iran, in 
der regelmäßig öffentliche Hinrichtungen stattfinden. Ehemaliger stellvertretender 
Innenminister, zuständig für politische Angelegenheiten, ernannt 2009. In dieser 
Eigenschaft war er verantwortlich für die Anordnung von Repressionen gegen 
Personen, die für die Verteidigung ihrer legitimen Rechte, einschließlich des Rechts 
auf freie Meinungsäußerung, eingetreten waren. Später zum Leiter der iranischen 
Wahlkommission für die Parlamentswahlen 2012 und die 
Präsidentschaftswahlen 2013 ernannt.

23.3.2012

77. JAFARI Reza Geburtsjahr: 1967

Geschlecht: männlich

Ehemaliger Berater am Disziplinargericht für Richter (2012-2022). Mitglied des 
‚Ausschusses für die Ermittlung krimineller Internetinhalte‘, eines für die Zensur von 
Websites und sozialen Medien verantwortlichen Gremiums. Ehemaliger Leiter der 
Sonderstaatsanwaltschaft für Cyberkriminalität zwischen 2007 und 2012. Er war 
verantwortlich für die Unterdrückung der Freiheit der Meinungsäußerung, auch 
durch Festnahme, Inhaftierung und Verfolgung von Bloggern und Journalisten. 
Unter dem Verdacht der Cyberkriminalität festgenommene Personen wurden 
misshandelt und einem unfairen Gerichtsverfahren unterworfen.

23.3.2012

81. MOUSSAVI Seyed 
Mohammad Bagher (alias 
MOUSAVI Sayed Mohammed 
Baqir)

یوسومرقابدمحم

Geschlecht: männlich Richter am Revolutionsgericht von Ahwaz, Abteilung 2 (2011-2015); hat die 
Todesstrafe gegen zahlreiche Menschen verhängt, darunter am 17. März 2012 gegen 
fünf Araber aus Ahwaz, Mohammad Ali Amouri, Hashem Sha'bani Amouri, Hadi 
Rashedi, Sayed Jaber Alboshoka und Sayed Mokhtar Alboshoka, wegen ‚Aktivitäten 
gegen die nationale Sicherheit‘ und ‚Feindschaft gegen Gott‘. Die Urteile sind am 
9. Januar 2013 durch den Obersten Gerichtshof des Iran bestätigt worden. Die fünf 
Personen wurden ohne ordnungsgemäßes Verfahren über ein Jahr lang ohne 
Anklage inhaftiert, gefoltert und verurteilt. Hadi Rashedi und Hashem Sha'bani 
Amouri wurden 2014 hingerichtet.

12.3.2013
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83. JAFARI, Asadollah Geschlecht: männlich Derzeit Generalstaatsanwalt von Isfahan. In dieser Position hat er das gewaltsame 
Vorgehen gegen Demonstranten angeordnet, die im November 2021 auf die Straße 
gingen, um gegen Wasserknappheit zu protestieren. Einigen Berichten zufolge hat 
Asadollah Jafari die Einrichtung einer besonderen Stelle für Ermittlungen gegen die 
festgenommenen Demonstranten angekündigt.

Von 2017 bis 2021 war er Generalstaatsanwalt in der Provinz Nord-Khorasan.

Als ehemaliger Staatsanwalt der Provinz Mazandaran (2006-2017) hat Jafari die 
Verhängung der Todesstrafe in Verfahren empfohlen, in denen er die Anklage 
vertreten hat; das hat zu einer Vielzahl von Hinrichtungen (darunter auch öffentliche 
Hinrichtungen) unter Umständen geführt, unter denen die Verhängung der 
Todesstrafe gegen die internationalen Menschenrechtsnormen verstößt, unter 
anderem, weil es sich um eine unverhältnismäßige und übermäßige Strafe handelt. 
Jafari war ebenfalls verantwortlich für rechtswidrige Festnahmen und Verletzungen 
der Rechte von Häftlingen, die der Baha'i-Gemeinschaft angehören, beginnend mit 
der ursprünglichen Festnahme bis zum Festhalten in Einzelhaft in der Haftanstalt des 
Geheimdienstes.

12.3.2013

84. EMADI Hamid Reza (alias 
Hamidreza Emadi)

Geburtsort: Hamedan (Iran)

Geburtsdatum: etwa 1973

Wohnort: Teheran

Dienstort: Hauptsitz von Press TV, 
Teheran

Geschlecht: männlich

Ehemaliger Leiter der Nachrichtenabteilung von Press TV. Ehemaliger ranghoher 
Produzent von Press TV.

Verantwortlich für Produktion und Ausstrahlung von erzwungenen Geständnissen 
von Inhaftierten, einschließlich Journalisten, politischer Aktivisten und Angehöriger 
der kurdischen und arabischen Minderheiten; hierdurch hat er gegen das 
international anerkannte Recht auf ein ordentliches und faires Verfahren verstoßen. 
Die unabhängige Rundfunk-Regulierungsstelle OFCOM hat 2011 gegen Press TV im 
Vereinigten Königreich eine Geldstrafe in Höhe von 100 000 GBP wegen 
Ausstrahlung des erzwungenen Geständnisses des iranisch-kanadischen Journalisten 
und Filmemachers Maziar Bahari verhängt; das Geständnis wurde im Gefängnis 
gefilmt, während Bahari unter Zwang stand. NRO haben über weitere Fälle der 
Ausstrahlung erzwungener Geständnisse durch Press TV berichtet. Emadi wird daher 
mit Verletzungen des Rechts auf ein ordentliches und faires Verfahren in Verbindung 
gebracht.

2016 wurde gegen ihn ein Disziplinarverfahren wegen sexueller Belästigung seiner 
Kollegin Sheena Shirani eingeleitet, das zu seiner Entlassung aus dem Dienst führte.

12.3.2013
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92. ASHTARI Hossein Geburtsort: Isfahan (alias: Esfahan, 
Ispahan)

Staatsangehörigkeit: iranisch

Geschlecht: männlich

Funktion: Oberbefehlshaber der 
iranischen Polizei

Hossein Ashtari war von März 2015 bis Januar 2023 Oberbefehlshaber der 
iranischen Polizei und ist Mitglied des Nationalen Sicherheitsrates. Zu den 
Polizeikräften gehören die Emdad-Einheiten und die Sondereinheiten. Die reguläre 
Polizei, die Emdad-Einheiten und die Sondereinheiten haben tödliche Gewalt 
eingesetzt, um die Proteste vom November 2019 in Iran niederzuschlagen, wobei 
unbewaffnete Demonstranten und andere Zivilisten in vielen Städten des Landes 
getötet oder verletzt wurden. Als Mitglied des Nationalen Sicherheitsrates nahm 
Ashtari an den Sitzungen teil, in denen angeordnet wurde, tödliche Gewalt 
einzusetzen, um die Proteste vom November 2019 niederzuschlagen. Ashtari ist 
somit verantwortlich für schwere Menschenrechtsverletzungen in Iran.

12.4.2021

95. VASEGHI Leyla (alias VASEQI 
Layla, VASEGHI Leila, 
VASEGHI Layla)

Geburtsort: Sari, Provinz Mazandaran 
(Iran)

Geburtsjahr: 1352 (Iranischer Hijri 
Kalender), 1972 oder 1973 
(Gregorianischer Kalender)

Geschlecht: weiblich

Funktion: Ehemalige Gouverneurin von 
Shahr-e Qods und Leiterin des 
Sicherheitsrates der Stadt

Als Gouverneurin von Shahr-e Qods und Leiterin des Sicherheitsrates der Stadt von 
September 2019 bis November 2021 befahl Leyla Vaseghi der Polizei und anderen 
bewaffneten Gruppen während der Proteste vom November 2019 den Einsatz 
tödlicher Gewalt, wobei unbewaffnete Demonstranten und andere Zivilisten getötet 
oder verletzt wurden. Als Gouverneurin von Shahr-e Qods und Leiterin des 
Sicherheitsrates der Stadt ist Vaseghi verantwortlich für schwere 
Menschenrechtsverletzungen in Iran. Im Zusammenhang mit den 
Protesten 2022/2023 bleibt den Iranern in Erinnerung, dass sie bei den gewaltsamen 
Repressionen eine führende Rolle spielte, wobei Parallelen zwischen ihren 
öffentlichen Äußerungen und der derzeitigen Unterdrückung gezogen werden.

12.4.2021

137. REZVANI Ali (alias 
REZWANI Ali)

یلعیناوضر

Geburtsdatum: 1984

Staatsangehörigkeit: Iranisch

Geschlecht: männlich

Funktion: Berichterstatter und 
Moderator zu politischen und 
sicherheitspolitischen Angelegenheiten 
bei Islamic Republic of Iran Broadcasting 
(IRIB)

Ali Rezvani ist ein Berichterstatter bei Islamic Republic of Iran Broadcasting (IRIB) 
und Moderator des abendlichen Nachrichtenprogramms von IRIB um 20.30 Uhr.

IRIB ist eine staatlich kontrollierte iranische Medienorganisation, die mit der 
Verbreitung von Regierungsinformationen beauftragt ist. Die abendliche 
Nachrichtensendung von IRIB um 20.30 Uhr, die auf Channel 2 ausgestrahlt wird, ist 
das führende Nachrichtenprogramm des Landes und gilt als vorrangige Plattform 
von IRIB zur Umsetzung der Agenda der Sicherheitskräfte, einschließlich des 
Geheimdienstministeriums (Ministry of Intelligence - MOIS) und des Korps der 
Iranischen Revolutionsgarde (Islamic Revolutionary Guard Corps - IRGC). 
Dokumentierte Fälle zeigen, dass im Nachrichtenprogramm um 20.30 Uhr 
erzwungene Geständnisse ausgestrahlt werden.

In seiner Funktion als Berichterstatter bei IRIB nimmt Ali Rezvani an Verhören teil, 
die zu erzwungenen Geständnissen führen; er ist somit direkt an schweren 
Menschenrechtsverletzungen beteiligt und leistet ihnen Vorschub. In seiner Funktion 
als Moderator der Nachrichtensendung um 20.30 Uhr fördert Rezvani die Agenda 
der iranischen Sicherheitskräfte, in deren Rahmen schwere 
Menschenrechtsverletzungen wie Folter und willkürliche Festnahmen und 
Inhaftierungen gebilligt werden. Rezvani setzt außerdem Propaganda gegen Kritiker 
ein, um sie einzuschüchtern und ihre Misshandlung zu rechtfertigen und zu fördern, 
womit er ihr Recht auf freie Meinungsäußerung verletzt.

Er ist somit verantwortlich für schwere Menschenrechtsverletzungen in Iran.

12.12.2022
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142. BORMAHANI Mohsen (alias 
BARMAHANI Mohsen)

یناھمربنسحم

Geburtsdatum: 24.5.1979

Geburtsort: Neishabur, Iran

Staatsangehörigkeit: Iranisch

Geschlecht: männlich

Reisepass-Nr.: A54062245 (Iran), läuft 
am 12.7.2026 ab

Personalausweis-Nr.: 1063893488 
(Iran)

Funktion: Stellvertretender Direktor von 
Islamic Republic of Iran Broadcasting 
(IRIB)

Mohsen Bormahani ist der stellvertretende Direktor von Islamic Republic of Iran 
Broadcasting (IRIB), die als Sprachrohr des Regimes agiert.

In seiner Funktion ist Bormahani für den Inhalt von IRIB verantwortlich. IRIB 
schränkt den freien Informationsfluss für die iranische Bevölkerung erheblich ein 
und verhindert ihn. Darüber hinaus ist IRIB aktiv an der Organisation und 
Ausstrahlung von durch Einschüchterung und schwere Gewalt erzwungenen 
„Geständnissen“ von Regimekritikern beteiligt. Diese „Geständnisse“ werden häufig 
im Anschluss an öffentliche Proteste oder vor einer Hinrichtung ausgestrahlt, um ein 
Aufbegehren der Öffentlichkeit gering zu halten.

Während mehrere hochrangige Akteure des staatlichen Rundfunks kürzlich 
zurückgetreten sind und sich gegen die gewaltsame Reaktion des iranischen Regimes 
auf die Proteste von 2022 in Iran ausgesprochen haben, ist Bormahani weiterhin in 
seiner Funktion als stellvertretender Direktor tätig und hat kürzlich in Erklärungen 
das Regime verteidigt.

Er ist somit verantwortlich für schwere Menschenrechtsverletzungen in Iran.

12.12.2022“
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„2. Evin-Gefängnis Anschrift: Provinz Teheran, Teheran, 
Bezirk 2, Dasht-e Behesht (Iran)

Das Evin-Gefängnis ist eine Haftanstalt, in der politische Gefangene festgehalten 
wurden und in den letzten Jahren und Jahrzehnten wiederholt schwere 
Menschenrechtsverletzungen, einschließlich Folter, stattgefunden haben.

An den Protesten vom November 2019 beteiligte Demonstranten wurden — und werden 
zumindest in gewissem Umfang immer noch — als politische Gefangene im Evin-Gefängnis 
festgehalten. Häftlingen im Evin-Gefängnis werden grundlegende Verfahrensrechte 
verweigert, und sie werden bisweilen in Einzelhaft oder überfüllten Zellen unter schlechten 
Hygienebedingungen festgehalten. Es liegen ausführliche Berichte über physische und 
psychische Folter vor. Den Häftlingen wird der Kontakt zu Familienmitgliedern und 
Rechtsanwälten sowie eine angemessene medizinische Behandlung verwehrt.

Im Zusammenhang mit den Protesten im Zeitraum 2022/2023 werden immer noch 
Fälle von Folter gemeldet. Die Ursache des Brandes, der im Oktober 2022 zu 
mehreren Toten und Verletzten führte, wurde nicht öffentlich bekannt gemacht und 
das Gefängnis lehnt internationale Untersuchungen ab. Im Zusammenhang mit dem 
Brand wurde auch deutlich, dass das Gefängnis international geächtete Landminen 
einsetzt, um Ausbrüche aus dem Gefängnis zu verhindern. Mehrere Angehörige von 
Drittstaaten wurden willkürlich im Evin-Gefängnis inhaftiert.

12.4.2021
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3. Fashafouyeh-Gefängnis (auch 
bekannt als: Teheraner 
Zentralgefängnis, 
Hasanabad-e Qom- 
Gefängnis, Greater Tehran 
Prison)

Anschrift: Provinz Teheran, Hasanabad, 
Industriegebiet Bijin, Teheran, Qom Old 
Road (Iran)

Tel.: +98 21 5625 8050

Das Fashafouyeh-Gefängnis ist eine Haftanstalt, in der ursprünglich Drogenstraftäter 
untergebracht werden sollten; seit Kurzem werden dort auch politische Gefangene 
festgehalten und in einigen Fällen gezwungen, Zellen mit Drogenabhängigen zu 
teilen. Die Lebens- und Hygienebedingungen sind äußerst schlecht, und für 
Grundbedürfnisse wie sauberes Trinkwasser wird nicht gesorgt.

Während der Proteste vom November 2019 wurden mehrere Demonstranten, 
darunter Minderjährige, im Fashafouyeh-Gefängnis inhaftiert. Berichten zufolge 
wurden an den Protesten vom November 2019 beteiligte Demonstranten im 
Fashafouyeh-Gefängnis gefoltert und unmenschlich behandelt, z. B. durch 
vorsätzliche Verwundung mit kochendem Wasser und die Verweigerung 
medizinischer Behandlung. Einem Bericht von Amnesty International über das 
gewaltsame Vorgehen gegen die Proteste vom November 2019 zufolge wurden im 
Fashafouyeh-Gefängnis Kinder unter 15 Jahren zusammen mit Erwachsenen 
inhaftiert. Drei der an den Protesten vom November 2019 beteiligten 
Demonstranten, die derzeit im Fashafouyeh-Gefängnis inhaftiert sind, wurden von 
einem Teheraner Gericht zum Tode verurteilt.

Seit Beginn der Proteste im Zeitraum 2022/2023 wurde berichtet, dass 3 000
Personen in das Fashafouyeh-Gefängnis überstellt wurden, und dass sich derzeit 
noch 835 Personen dort befinden. Es wurden mehrere Fälle von Folter und 
erzwungenen Geständnissen gemeldet.

12.4.2021

4. Rajaee-Shahr-Gefängnis 
(auch bekannt als: Rajai- 
Shahr-Gefängnis, Rajaishahr, 
Raja’i Shahr, Reja’i Shahr, 
Rajayi Shahr, Gorhardasht- 
Gefängnis, Gohar-Dasht- 
Gefängnis)

Anschrift: Provinz Alborz, Karaj, 
Gohardasht, Moazzen Blvd (Iran)

Tel.: +98 26 3448 9826

Das Rajaee-Shahr-Gefängnis ist seit der Islamischen Revolution von 1979 bekannt 
für den Entzug von Menschenrechten, einschließlich schwerer physischer und 
psychischer Folter politischer Gefangener und gewaltloser politischer Gefangener, 
sowie für Massenhinrichtungen ohne faires Verfahren.

Hunderte von Häftlingen, darunter Kinder, wurden nach den Protesten vom 
November 2019 im Rajaee-Shahr-Gefängnis schwer misshandelt. Es gibt 
glaubwürdige Berichte über zahlreiche Fälle von Folter und anderer grausamer 
Bestrafung, auch von Minderjährigen.

Seit Beginn der Proteste im Zeitraum 2022/2023 wurden dort zahlreiche 
Angehörige der Opposition willkürlich unter Bedingungen inhaftiert, die einige 
inhaftierte Journalisten als gefährlich und kaum erträglich bezeichnen.

12.4.2021“
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2023/722 DES RATES 

vom 31. März 2023

zur Durchführung der Verordnung (EU) 2023/427 zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 
über restriktive Maßnahmen angesichts der Handlungen Russlands, die die Lage in der Ukraine 

destabilisieren 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbesondere auf Artikel 29,

gestützt auf die Verordnung (EU) 2023/427 des Rates vom 25. Februar 2023 zur Änderung der Verordnung (EU) 
Nr. 833/2014 über restriktive Maßnahmen angesichts der Handlungen Russlands, die die Lage in der Ukraine 
destabilisieren (1), insbesondere auf Artikel 1 Nummer 20,

auf Vorschlag des Hohen Vertreters der Union für Außen- und Sicherheitspolitik,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Am 25. Februar 2023 hat der Rat die Verordnung (EU) 2023/427 angenommen, mit der die Verordnung (EU) 
Nr. 833/2014 (2) geändert und weitere restriktive Maßnahmen eingeführt wurden, um die Sendetätigkeiten 
bestimmter Medien in der Union oder an die Union gerichtete Sendetätigkeiten solcher Medien einzustellen. Diese 
Medien sind in Anhang V der Verordnung (EU) 2023/427 aufgeführt. Gemäß Artikel 1 Nummer 20 der 
Verordnung (EU) 2023/427 hängt die Anwendbarkeit solcher Maßnahmen in Bezug auf eines oder mehrere dieser 
Medien vom Erlass von Durchführungsrechtsakten durch den Rat ab.

(2) Nach Prüfung der jeweiligen Fälle ist der Rat zu dem Schluss gelangt, dass die in Artikel 2f der Verordnung (EU) 
Nr. 833/2014 genannten restriktiven Maßnahmen ab dem 10. April 2023 auf die in Anhang V der Verordnung 
(EU) 2023/427 aufgeführten Organisationen Anwendung finden sollten —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die in Artikel 2f der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 genannten Maßnahmen finden ab dem 10. April 2023 auf die in 
Anhang V der Verordnung (EU) 2023/427 aufgeführten Organisationen Anwendung.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat.

Geschehen zu Brüssel am 31. März 2023.

Im Namen des Rates
Die Präsidentin
J. ROSWALL

(1) ABl. L 59 I vom 25.2.2023, S. 6.
(2) Verordnung (EU) Nr. 833/2014 des Rates vom 31. Juli 2014 über restriktive Maßnahmen angesichts der Handlungen Russlands, die 

die Lage in der Ukraine destabilisieren (ABl. L 229 vom 31.7.2014, S. 1).
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2023/723 DER KOMMISSION 

vom 30. März 2023

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1210/2003 des Rates über bestimmte spezifische 
Beschränkungen in den wirtschaftlichen und finanziellen Beziehungen zu Irak 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION —

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1210/2003 des Rates vom 7. Juli 2003 über bestimmte spezifische Beschränkungen in 
den wirtschaftlichen und finanziellen Beziehungen zu Irak und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 2465/96 (1), 
insbesondere auf Artikel 11 Buchstabe b,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) In Anhang IV der Verordnung (EG) Nr. 1210/2003 sind die natürlichen und juristischen Personen, Einrichtungen 
und Organisationen aufgeführt, die mit dem Regime des ehemaligen Präsidenten Saddam Hussein in Verbindung 
standen und deren Gelder und wirtschaftliche Ressourcen einzufrieren sind und die dem Verbot der Zurverfügung­
stellung von Geldern oder wirtschaftlichen Ressourcen unterliegen.

(2) Am 27. März 2023 hat der Sanktionsausschuss des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen beschlossen, eine 
natürliche Person aus der Liste der Personen und Organisationen, deren Vermögen einzufrieren ist, zu streichen.

(3) Anhang IV der Verordnung (EG) Nr. 1210/2003 sollte daher entsprechend geändert werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Anhang IV der Verordnung (EG) Nr. 1210/2003 wird gemäß dem Anhang der vorliegenden Verordnung geändert.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 30. März 2023

Für die Kommission,
im Namen der Präsidentin,

Generaldirektor
Generaldirektion Finanzstabilität,

Finanzdienstleistungen und Kapitalmarktunion

(1) ABl. L 169 vom 8.7.2003, S. 6.
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ANHANG 

In Anhang IV der Verordnung (EG) Nr. 1210/2003 des Rates wird folgender Eintrag gestrichen:

„32. NAME: Amir Hamudi Hassan Al-Sa’di

GEBURTSDATUM/-ORT: 5. April 1938, Bagdad

STAATSANGEHÖRIGKEIT: Irak

GRUNDLAGE UNSC-RESOLUTION 1483:

Wissenschaftlicher Berater des Präsidenten;

Führungsmitglied der Organisation für militärische Industrialisierung (1988-1991);

ehemaliger Leiter der technischen Abteilung für Sonderprojekte

PÄSSE:?NO33301/862

Ausgestellt: 17. Oktober 1997

Gültig bis: 1. Oktober 2005

?M0003264580

Ausgestellt: nicht bekannt

Gültig bis: nicht bekannt

?H0100009

Ausgestellt: Mai 2001

Gültig bis: nicht bekannt“
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Deutsche Bundesbank          
Servicezentrum Finanzsanktionen 
 
 

Hinweise für Rückmeldungen bei Abfragen zu Finanzsanktionsrechtsakten 

 
 

Bitte beachten Sie für Ihre Rückmeldung die folgenden Hinweise:  
 
- Antworten Sie grundsätzlich per E-Mail (möglichst mit Antwortfunktion zu diesem 

Mail). Ergänzen Sie beim Antwort-Mail in der von uns vorgegebenen Thema-/ 
Betreff-Zeile hinter der Position „Meldung“ entweder „Fehlanzeige“ oder 
„siehe gesonderte Meldung“.  

 
- Fügen Sie Ihre Bankleitzahl in der Thema-/Betreff-Zeile am dafür vorgesehe-

nen Platz ein.  
 
- Muster für die Thema-/Betreff-Zeile Ihres Antwort-Mails: 
 

Rundschreiben Nr. 26/2023, Meldung: Fehlanzeige, BLZ: xxxxxxxx 
 
oder  
 
Rundschreiben Nr. 26/2023, Meldung: Siehe gesonderte Meldung,  
BLZ: xxxxxxxx 
 

- Sofern Sie nicht die Antwortfunktion nutzen, gestalten Sie die Thema-/Betreff-Zeile 
Ihres Mails gemäß diesen Vorgaben und senden Sie Ihre Meldung an die aus-
schließlich für Abfragen vorgesehene E-Mail-Adresse  

 
sz.finanzsanktionen.abfrage@bundesbank.de 

 
- Die Erfassung Ihrer Meldung erfolgt elektronisch und ist begrenzt auf die vor-

bezeichneten Angaben in der Thema-/Betreff-Zeile. Sofern Sie für mehrere In-
stitute (BLZ) Auskünfte erteilen, ist insoweit für jedes Institut eine gesonderte 
Anzeige abzugeben. Ferner ist die Meldung stets für jedes Rundschreiben 
getrennt zu erstatten. Sonstige über die Angaben in der Thema-/Betreff-Zeile 
hinausgehenden weiteren Mitteilungen sind als separates Mail an die allge-
meine E-Mail-Adresse: sz.finanzsanktionen@bundesbank.de zu richten. 

 
- Sollten Sie ausnahmsweise Ihre Rückmeldung per Telefax senden, gestalten Sie 

bitte die Thema-/Betreff-Zeile ebenfalls gemäß den oben angeführten Vorgaben 
und übermitteln Sie Ihr Dokument an die eigens hierfür eingerichtete 
 

Fax-Nr. 069 709097- 3801 
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